
Sonnabend, 25. September 2004 Hildesheimer Allgemeine Zeitung · Seite 17

Lamspringe (am). Sie leben seit
13 Jahren in Deutschland. Nun
soll die Familie Hoang aus Lam-
springe nach Vietnam abgescho-
ben werden. Freunde, Bürger-
meister und viele weitere Lam-
springer wollen helfen, damit die
Familie doch noch im Ort bleiben
kann. Vor dem Petitionsausschuss
des Landtages ist der Antrag für
eine Aufenthaltsgenehmigung je-
doch abgelehnt worden.

Thi Dinh und Kjon Cuong Houng ha-
ben 1988 ihre Heimat verlassen, um in
der Tschecheslowakei zu arbeiten. Nach
dem Fall der Mauer sind sie nach
Deutschland übergesiedelt. Über Braun-
schweig und Oldenburg kam das Paar
schließlich 1998 nach Lamspringe. Sohn
Anh, zwölf Jahre, und Tochter Linh
Thuy, fünf Jahre, sind in Deutschland
geboren. Anh besucht das Gymnasium
in Bad Gandersheim, das Mädchen geht
in den Lamspringer Kindergarten. „Mei-
ner Meinung nach hätte die Abschie-
bung schnell erfolgen sollen und nicht
erst nach 13 Jahren. Das ist unmensch-
lich“, sagt Samtgemeindebürgermeister
Wolfgang Pletz. Ihm gehe es vor allem
um die Kinder, die in Lamspringe voll
integriert sind. Und: „In Vietnam ist Fa-
milie Hoang nicht erwünscht, weil sie
keine politischen, sondern wirtschaftli-
che Flüchtlinge sind“, sagt Asta Kropp,
vom Freundeskreis der Familie.
Den Antrag für die Aufenthaltsgeneh-

migung hat der Freundeskreis gestellt.
„Dass Herr Hoang keine Arbeitsgeneh-
migung bekommt, ist ein bewusst ge-
setztes Hindernis, damit die Vietname-
sen sich hier nicht etablieren können“,
sagt Asta Kropp. Der Familienvater ha-
be immer wieder neue Stellen aufgetan
und sich um eine Arbeitserlaubnis be-
müht. Aber er bekam keine. Im Schrei-

ben des Petitionsausschusses des Land-
tages wird nun erwähnt, dass die Fami-
lie von der Sozialhilfe lebe und der Vater
nur sporadisch Geld verdiene. „Wie soll
er denn mehr verdienen, ohne Schwarz-
arbeiter zu werden?“, fragt Asta Kropp. 
Ihrer Meinung nach haben Fehlinfor-

mationen dazu geführt, dass die Familie
kein Bleiberecht bekommen hat. Das
sieht Uwe Wedekind vom Asyl. e.V. an-
ders. „Nach der Einreise haben die Ho-
angs einen Asylantrag gestellt. Der wur-
de abgelehnt“, sagt Wedekind. Auch der
Widerspruch wurde abgelehnt. Schon zu
diesem Zeitpunkt hätte die Familie die
Entscheidung akzeptieren und zurück-
gehen sollen. Da die Familie sich nicht
um die nötigen Papiere bei der vietna-
mesischen Botschaft gekümmert habe,
hat die Ausländerstelle sich dieser Auf-
gabe angenommen. „Da Vietnam aber

kein Interesse hat, die Flüchtlinge wie-
der aufzunehmen, können sich solche
Geschichten über Jahre hinziehen“, so
Wedekind. Nach sieben Jahren in
Deutschland haben die Hoangs das Blei-
berecht beantragt. „Doch Herr Hoang
hatte zu der Zeit keine Vollzeitbeschäf-
tigung und war darauf zwei Jahre lang
arbeitslos“, erklärt Wedekind die Ableh-
nung des Bleiberechts. Wedekind sieht
keine Möglichkeit, dass die Familie in
Deutschland bleiben kann. „Sie müssen
diese Entscheidung akzeptieren“, sagt
er. 
Das wollen aber weder die Hoangs,

noch der Freundeskreis, Bürgermeister
Wolfgang Pletz oder Pastor Willi Mann.
Auch das Team des St.-Oliver-Kinder-
gartens setzt sich ein. „Linh Thuy ist im
Kindergarten voll integriert. Sie hat
Freunde, mit denen sie in der Freizeit

spielt. Und die Eltern unterstützen alle
Aktivitäten im Kindergarten“, sagt
Christine Oberbeck, die Betreuerin des
Mädchens. Gemeinsam mit der Leiterin
Andrea Federbusch und Susanne Höhl
hat sie eine Unterschriftenliste organi-
siert. Die wollen sie Bürgermeister Pletz,
Pastor Mann und Asta Kropp mit auf
dem Weg geben, sollten sie einen Termin
beim Innenminister bekommen, um ihn
um Hilfe zu bitten. Klaus Krumfuß, Vor-
sitzender des Petitionsausschusses, sagte
gestern auf Anfrage der HAZ: „Deswe-
gen gab es noch keinen Termin beim Mi-
nister.“
Aber, so versprach Krumfuß, er werde

die Petition noch einmal gründlich prü-
fen. „Wir sind neuen Argumenten ge-
genüber aufgeschlossen, schließlich geht
es hier doch um Menschen“, sagt Krum-
fuß. 

Familie vor Abschiebung – nach 13 Jahren
Lamspringer setzen sich für Familie Hoang ein / Kinder und Eltern sind voll integriert

Bürgermeister Wolfgang Pletz, Pastor Willi Mann, Asta Kropp, Rose-
marie und Klaus Fiedler vom Freundeskreis wollen Familie Hoang

(Mitte) helfen, damit sie in Lamspringe bleiben können und nicht ab-
geschoben werden. Foto: Marwede

K r e i s  H i l d e s h e i m (ara).
Wenn die Flut kommt, ist es oft
schon zu spät. Um rechtzeitig
Vorsorge gegen Hochwasser zu
treffen, hat die Bezirksregierung
Überschwemmungsgebiete an der
Innerste neu festgesetzt.
Alle Jahre wieder brechen Sie Dämme

und Deiche. Überschwemmungen, „Jahr-
hunderthochwasser“ oder gar „Jahrtau-
sendhochwasser“ genannt, suchen ganze
Landstriche heim und bedrohen oder
vernichten Existenzen. Weite Flächen
Niedersachsens waren in den vergange-
nen Jahren betroffen. So auch im Land-
kreis Hildesheim. Der November 1998
und der Januar 2003, als die Innerste
über die Ufer trat, sind unvergessen. Die
Schäden waren groß. Deshalb steckt die
Bezirksregierung pro Jahr annähernd
600 000 Euro in Vorsorgemaßnahmen.
Ein Teil des Geldes fließt auch für den
Kreis: „Die Innerste zählt zu den gefähr-
deten Gewässern: besonders nach star-
ken Regenfällen“, warnt die Regierung. 
Darum sind nun neue Überschwem-

mungsareale festgelegt worden: Die er-
strecken sich über das Gebiet der Ge-
meinde Holle, der Stadt Bad Salzdet-
furth, der Gemeinde Diekholzen sowie
der Städte Hildesheim und Sarstedt.
„Die Gebiete mussten neu festgesetzt
werden, weil zum Beispiel durch Bebau-
ung die Landschaft im Laufe der Jahr-
zehnte stark verändert wurde“, heißt es
von Seiten der Bezirksregierung. 
Das Abstecken der Gebiete diene der

Sicherung eines gefahrlosen Hochwas-
serabflusses und dem Schutz der Bevöl-
kerung, erläutert der zuständige Dezer-
nent Stephan Bellin. Nach der Festle-

gung sei es nun an den Kommunen,
Hochwasserschutzmaßnahmen zu über-
denken: ob etwa ein Neubau oder eine
Erweiterung von Deichen und Wällen
oder eine Anlage von Rückstauflächen
sinnvoll sind.
Um die Grenzen eines Überschwem-

mungsgebietes festzusetzen, wird heut-
zutage ein computergestütztes „Modell“
eingesetzt. Anhand dieses „mathemati-
schen Modells“ werde berechnet, in wel-
chem Bereich ein starkes Hochwasser,
das wahrscheinlich alle 100 Jahre auftre-
ten könnte, ausbreiten würde, erklärt
Bellin weiter.
Indes kann in Überschwemmungsge-

bieten nicht ohne weiteres gebaut wer-
den: Während für bereits bestehende Ge-
bäude, die in Überschwemmungsgebie-
ten liegen, ein Bestandsschutz gilt, wer-
den Neubauten innerhalb der Grenzen
nahezu unmöglich, so die Bezirksregie-
rung. „Dort besteht quasi Bauverbot“,
sagt Bellin. 
Die Festlegung der Flächen auf Grund-

lage des niedersächsischen Wassergeset-
zes lege strenge Regeln auf: Wer inner-
halb eines Überschwemmungsbereichs
bauen will, müsse vor Ort Ausgleichsflä-
chen schaffen. Das sei so gut wie unmög-
lich.
Die zuvor gültige Festsetzung der

Überschwemmungsgebiete an der In-
nerste geht auf das Jahr 1914 zurück, als
Kaiser Wilhelm II. Deutschland regierte
und der 1. Weltkrieg ausbrach. Seither
hatten die Areale im Umkreis durchge-
hend Bestand. „Die jüngsten Hochwas-
ser-Erfahrungen haben inzwischen das
Bewusstsein um die Gefahr von Über-
schwemmungen geschärft“, so Bellin:
Deshalb seien die Areale nun nach neues-
ten Erkenntnissen festgelegt worden.

Hochwasser in 
neuen Grenzen
Überschwemmungsgebiete abgesteckt

Überschwemmungen haben im Landkreis Hildesheim mitunter schlimme Folgen. Wie hier in
Werder. Dieser Lebensmittel-Markt musste schließen. Die Bezirksregierung hat nun Über-
schwemmungsgebiete neu festgesetzt, um frühzeitig vorsorgen zu können. Foto: Archiv

Bockenem (r). Auf dem Gelände der
Bockenemer Grundschule wird am heu-
tigen Sonnabend, 25. September, der
„Tag der Reservisten“ der Landesgrup-
pe Niedersachsen ausgerichtet. Mehr als
370 Mitwirkende haben ihre Beteiligung
an dem bunten Programm zugesagt.
In der Zeit von 11 bis 17 Uhr stellen

sich nicht nur Reservisten auf dem

Schulgelände vor, sondern auch Einhei-
ten der Bundeswehr, die Feuerwehr, das
Deutsche Rote Kreuz, das Technische
Hilfswerk, die Deutsche Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft sowie der Volksbund
Deutsche Kriegsgräberfürsorge. Ge-
plant sind unter anderem eine gemeinsa-
me Rettungsübung von Feuerwehr, DRK
und THW sowie eine Ausstellung histo-

rischer Fahrzeuge. Fallschirmspringer
aus Braunschweig wollen bei gutem
Wetter über Bockenem abspringen. Es
spielen Feuerwehrmusiker sowie der Re-
servisten-Musikzug. Es gibt auch ein
Kinderprogramm sowie Speisen und
Getränke. Um 19 Uhr beginnt auf dem
Gelände ein geselliger Ausklang mit
Tanz, Live-Musik und Unterhaltung.

Reservistentag ist heute in Bockenem

Bockenem (mv). Der Erwachsenen-
kreis der St.-Pankratius-Kirchenge-
meinde lädt heute zum traditionellen
Kartoffelfest im Industriegebiet Süd auf
dem Gelände des Teppich- und Gardi-
nenstudios Dierk Ernst ein. Beginn ist
um 10 Uhr mit einer Morgenandacht im
Zelt, die Pastor Ralph Thomas Strack
gestaltet. Der Bläserchor übernimmt die
musikalische Umrahmung. Anschlie-
ßend gibt es bis 18 Uhr Leckereien aus
Kartoffeln, aber auch Bratwurst und
kühle Getränke. Kartoffeln für den Vor-
ratskeller werden ebenfalls verkauft.
Für Kinder stehen eine Schminkecke

und eine Hüpfburg bereit. Für Musik
sorgt Karsten Wölfer aus Mechtshausen.
Außerdem finden eine Tombola und ein
Kartoffelschätzwettbewerb statt. Der
Erlös ist für einen guten Zweck.

Kartoffelfest
für einen 

guten Zweck

Anzeige

Gronau

Den Külfpokal richtet heute, Sonn-
abend, 25. September, die Ortsfeuer-
wehr Deilmissen aus. Hierzu werden ne-
ben den Deilmissern auch die Wehren
aus Eime, Deinsen und Dunsen erwar-
tet. Start ist um 14 Uhr mit einer ge-
meinsamen Einsatzübung. (ck)

Zur Wahlversammlung lädt die Orts-
gruppe der Industriegewerkschaft Berg-
bau, Chemie, Energie für Sonnabend,
25. September, in das Hotel Kaiserhof
ein. Beginn ist um 10 Uhr. Auf der Ta-
gesordnung stehen Berichte der Vorsit-
zenden und des Kassierers sowie die
Wahl des Vorstandes und der Revisoren.
Nach der Versammlung wird zudem der
Knappschaftsälteste für die Sozialwah-
len im nächsten Jahr bestimmt. (r)
Der Ausschuss für Finanzen und Per-

sonal des Bad Salzdetfurther Stadtrates
tagt am Dienstag, 28. September, von 18
Uhr an im SPD-Fraktionszimmer des
Rathauses. Themen sind die Nutzungs-
entgelte für das Stadtzelt und anderes
städtisches Eigentum sowie der Nach-
tragshaushalt 2004. (r)
Ein Festgottesdienst mit Abendmahl

findet anlässlich des 200-jährigen Jubi-
läums der St.-Georgs-Kapelle in Li-
stringen am Sonntag, 3. Oktober, statt.
Er beginnt um 17 Uhr und ist gleichzei-
tig Erntedankgottesdienst. Im Anschluss
wird zum gemeinsamen Imbiss in Künn-
eckes Scheune eingeladen. (r)

Bad Salzdetfurth

Diekholzen

Bockenem

Alfeld

Die Arbeitsgemeinschaft für Natur-
und Umweltschutz Ambergau lädt ein
zur naturkundlichen Vormittagswande-
rung auf dem Forstlehrpfad in Jerze am
Sonntag, 26. September. Treffpunkt ist
um 9 Uhr der Wanderparkplatz „Braune
Heide“ an der Landstraße zwischen Jer-
ze und Nauen. Die Leitung der Wande-
rung hat Frank Geisler. (r)
Der Club der Naturfreunde Bornum

startet am Sonntag, 26. September, um
10 Uhr zu einer etwa 25 Kilometer lan-
gen Radtour. Treffpunkt zur Abfahrt ist
die ehemalige Volksbank in Bornum.
Das Ziel ist der Nettesprung. Rucksack-
verpflegung sollte mitgebracht werden.
Gäste sind willkommen. (r)

Zu einer Lesung unter dem Motto
„Humor mit Herz“ lädt der Kultur- und
Verkehrsverein Diekholzen am Sonntag,
26. September, ein. Die Lesung findet in
der Aula der Grundschule Diekholzen
statt und beginnt um 17 Uhr. Die Mit-
glieder des Autorenkreises „Wort für
Wort“ lesen aus ihren Werken. In der
Pause gibt es „Latschenkuchen“. (r)

Die nächste Monatsversammlung des
Arbeitskreises Unternehmerfrauen im
Handwerk ist am Montag, 27. Septem-
ber, um 19.30 Uhr im Service-Center der
IKK in Alfeld, Bismarckstraße 7. Notar
Dr. Friedrich Dehne (Elze) referiert zum
Thema „Güterstand – Erbrecht – Testa-
ment“. (ac)

Die Gestaltung einer Gemeindeflagge
ist ein Punkt auf der Tagesordnung des
Rates Diekholzen am Donnerstag, 30.
September, um 19 Uhr, in der Aula der
Grundschule. (r)

Klein Düngen (wü). Die Forderung
nach dem Bau von Schranken am
Bahnübergang Florianstraße stößt in
der Bevölkerung offenbar auf große
Zustimmung. Bei einer Unterschriften-
aktion haben sich binnen kurzer Zeit
mehr als 250 Bürger in die Listen ein-
getragen.
Otto Gundelach, der Initiator der

Unterschriftensammlung, ist zufrieden.
Er war in den vergangenen Wochen in
Klein Düngen von Haustür zu Haustür
gegangen und hatte die Dorfbewohner
um ihre Unterschrift gebeten. Meist
musste er gar keine langen Erklärungen
abgeben. „Viele haben spontan unter-
schrieben“, sagt Gundelach. Sogar Ein-
wohner aus dem benachbarten Groß
Düngen unterstützen sein Anliegen.
Wie berichtet, will Gundelach errei-

chen, dass der Bahnübergang vor sei-
nem Haus mit Schranken ausgerüstet
wird. Denn bislang müssen die Zugfüh-
rer der Eurobahn vor dem Passieren des
Übergangs laute Warnsignale geben.
Die gellenden Huptöne erreichen auf
den angrenzenden Grundstücken
Schallwerte von bis zu 115 Dezibel.
„Der Lärm ist unerträglich“, sagt Gun-
delach.
Die Unterschriftenlisten hat er jetzt

an Bürgermeister Erich Schaper, Orts-
vorsteher Alfred Bellgardt, Landrätin
Ingrid Baule sowie die Deutsche Bahn
AG, die Eurobahn und die Niedersäch-
sische Landesnahverkehrsgesellschaft
(LNVG) geschickt. Schaper hatte kürz-
lich erklärt, dass die Stadt Bad Salz-
detfurth sich mit einem Drittel an den
Kosten von rund 450 000 Euro für den
Schrankenbau beteiligen wolle. Der
Bund und die Deutsche Bahn, die Ei-
gentümerin der Zugstrecke, müssten
ebenfalls je ein Drittel übernehmen.
Bisher haben lediglich die LNVG und

die Eurobahn auf Gundelachs Brief ge-
antwortet. In den Schreiben wird auf
die Zuständigkeit der Bahn-Tochterge-
sellschaft DB Netz AG verwiesen. Bei-
de Gesellschaften erklärten aber, sie
wollten sich in Gesprächen mit der
Deutschen Bahn für eine Lösung des
Problems einsetzen.

Klein Düngen:
Unterschriften
gegen Zuglärm

Am Sonntag,
den 26. September 2004,

um 19.00 Uhr in der
Zwölf-Apostel-Kirche.

Der ganz besondere Gottesdienst

OKT./NOV.
Diese Extras sorgen für hohe Aufmerksamkeit
Jeden Monat präsentieren wir unseren Lesern
Sonderveröffentlichungen zu speziellen The-
men und besonderen Anlässen. Durch die ziel-
gruppengenaue Themenauswahl können Sie
mit Ihrer Anzeige hier die Interessen Ihrer
Kunden gezielt ansprechen.

Wir bieten Ihnen noch viel mehr
Die hier vorgestellten Extras sind nur ein
Teil der geplanten Themen. Wenn Sie
mehr wissen wollen, oder sich für andere
Sonderveröffentlichungen und Verlags-
beilagen interessieren, nehmen Sie Kon-
takt auf:

Folgende Themen sind u. a. geplant:
■ eine impulsgebende Sonderbeilage zur 

Wirtschaftsförderung
■ Handeln und Initiative zeigen

Iris Jünke-Peckmann
Telefon 0 51 21 / 1 06-1 58
Telefax 0 51 21 / 1 06-2 42
E-Mail: 
iris.juenke@hildesheimer-allgemeine.de

Der Facharzt informiert über: Präventionsmedizin von Dr. med Elmar Wilde

Vorsorge und mehr …
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"Hauptsache gesund" wünschen wir, wenn
ein Mensch geboren wird, und dann wieder
im hohen Lebensalter "vor allem Gesund-
heit". Das ist gut gemeint, denn der Satz
"Gesundheit ist nicht alles, aber ohne Ge-
sundheit ist alles nichts" (A. Schopenhauer)
beschreibt treffend den in der Medizinöko-
nomie so genannten Grenznutzen von Ge-
sundheit, das heißt: wenn wir genug davon
haben kümmern wir uns nicht darum. Und
damit sich das ändert, kämpfen Ärzte und
Apotheker, Pharmaindustrie und Medizin-
gerätehersteller, "Gesundheitskassen" und
Fernsehmagazine an allen Werbefronten um
das Geld der Gesundheitskonsumenten –
Gesundheit als Megamarkt und gigantisches
Geschäft mit den Ängsten der Menschen
vor dem Kranksein.
Gesundheit kann man aber nicht kaufen. Pa-
tienten und ihre Ärzte können sich aller-
dings darum bemühen, manchen Krankhei-
ten zuvorzukommen (Prävention). Am be-
sten gelingt dies bei Krebskrankheiten, die
definierte und gut erkennbare Vorstadien
entwickeln (Präkanzerosen). Unbestritten
ist daher der Wert der frauenärztlichen
Krebsfrüherkennungsuntersuchung am
äußeren Gebärmuttermund mit Abstrich auf
Krebsvorläuferzellen (Leistung der gesetzli-
chen Krankenversicherung für alle Frauen
einmal jährlich). Als Präventionsleistung

neu dazugekommen ist seit letztem Jahr
außerdem die Vorsorge-Darmspiegelung
beim Facharzt für Innere Medizin (für Män-
ner und Frauen einmal ab dem 55. Lebens-
jahr), hierbei können Adenome der Dick-
darmschleimhaut (sog. Darmpolypen) als
mögliche Präkanzerosen gleich mit entfernt
werden. Bei einigen anderen Krebserkran-
kungen ist eine Früherkennung zwar theore-
tisch möglich, wegen eines zu geringen
Vorhersagewertes und/oder zu geringer
Treffsicherheit der dabei eingesetzten dia-
gnostischen Verfahren jedoch in der Medi-
zin umstritten: so führen die PSA-Bestim-
mung im Blut (zur Früherkennung von
Prostatakrebs) und das so genannte Mam-
mographie-Screening (Brustkrebs) bei Men-
schen, die gesund und beschwerdefrei sind,
mit falsch "positiven" Befunden oft zu
unnötiger Verängstigung und Belastung der
Betroffenen durch die veranlassten weiteren
diagnostischen Eingriffe, die sich im Nach-
hinein dann als unnötig herausstellen.
Um den großen Zivilisationskrankheiten
(Herzinfarkt, Diabetes, Arthrose, Kreuz-
schmerzen, Demenz und Depression)  zu-
vorzukommen (Primärprävention), hat die
Medizin das Konzept der Risikofaktoren
entwickelt: Das sind keine (!) Krankheitsur-
sachen sondern Merkmale oder Verhaltens-
weisen bisher gesunder Menschen, die das

Auftreten einer Krankheit mit einer ge-
wissen statistischen Wahrscheinlich-
keit begünstigen. Rauchen, Überge-
wicht (aber ebenso Untergewicht!) als
Folge unangemessener Ernährung so-
wie körperlicher und geistiger Bewe-
gungsmangel stellen die mit Abstand
wichtigsten Risikofaktoren für die ge-
nannten Erkrankungen dar. Und das
bedeutet: Prävention heißt Lebensstil
ändern!
Weitere spezielle Risikofaktoren be-
ziehen sich dann auf einzelne Krank-
heiten. So ermöglicht beispielsweise
die Bestimmung der Cholesterinfrak-
tionen im Blutserum zusammen mit
dem Blutdruck und Blutzucker, einem
etwaigen familiären Risiko und weite-
ren Merkmalen (z.B. Gewichtsindex
oder Fettverteilung) eine relative ge-
naue Risikoberechnung für die korona-
re Herzkrankheit. Wenn beim Gesund-
heits-Check-up (Kassenleistung alles
zwei Jahre ab dem 35.Lebensjahr) oder
bei einer anderen Routineuntersuchung
(z.B. beim Betriebsarzt) bereits krank-
hafte Veränderungen aufgefallen sind
(z.B. erhöhte Blutdruck- und Blut-
zuckerwerte), dann ist im Rahmen der
Sekundärprävention eine gezielte indi-
viduelle Risikobeeinflussung über die

genannten primärpräventiven Maßnahmen
hinaus möglich, beispielsweise die Verord-
nung eines Medikamentes. Aber auch wenn
bereits Organerkrankungen vorliegen ist es
noch möglich, durch Maßnahmen der Ter-
tiärprävention Krankheitsrückfällen und
Folgeerkrankungen vorzubeugen, z.B.
durch hochdosierte medikamentöse Chole-
sterinsen-kung beim Infarktpatienten.  
Eine angemessene Präventionsberatung
gehört zu den Aufgaben des Hausarztes,
auch um seine Patienten vor unnötigen me-
dizinischen Maßnahmen zu schützen. So
sind beispielsweise ausreichende kalzium-
reiche Ernährung, viel Sonnenlicht, Rauch-
verzicht und tägliche leichte Muskelkraftü-
bungen für die allermeisten Frauen nach den
Wechseljahren viel bedeutsamer zur
Prävention einer Osteoporose als eine so ge-
nannte Knochendichtemessung oder die me-
dikamentöse Hormonersatztherapie.
Außer den schon erwähnten Krebsfrüher-
kennungsuntersuchungen und dem sog. Ge-
sundheits-Check-up umfasst das Angebot
der gesetzlichen Krankenversicherung zur
Prävention noch die Untersuchungen U1 –
U9 beim Kinderarzt, die Jugendgesundheit-
suntersuchung J1 (12 – 14 Jahre) sowie die
Untersuchungen der Schwangerenvorsorge.
Über Schutzimpfungen wurde bereits in ei-
ner früheren Folge an dieser Stelle infor-

miert.
Darüber hinaus hat die Bundesregierung
derzeit ein eigenständiges Präventionsge-
setz in Arbeit, das vor allem die Gesund-
heitsförderung in Kindergarten und Schule
(Ernährung und Bewegung) und im Arbeits-
leben (rückengerechtes Verhalten) verbes-
sern soll.
Was – unabhängig von Präventions-
bemühungen und dem Fehlen von Risiko-
faktoren – die Menschen aber wirklich ge-
sund erhält, ist in der Medizin leider bisher
nicht systematisch untersucht worden. Je-
doch haben Gesellschaftswissenschaftler in
den letzten Jahren Merk-male von Men-
schen identifiziert, denen es gelungen ist,
was wir alle möchten, nämlich gesund alt zu
werden. Dabei ergaben sich sieben Gesund-
heitsfaktoren: stabile Partnerschaft, Nich-
trauchen, Freude an Bewegung, Normal- bis
leichtes Übergewicht, stabiles Selbstwertge-
fühl, Interesse an Bildung, keine (!) regel-
mäßige Medikamenteneinnahme.
Vom Baby- bis ins Greisenalter kann Ge-
sundheit am ehesten entstehen (Salutogene-
se), wenn Menschen ihr Leben verstehen
und bewältigen und als sinnvolle Herausfor-
derung begreifen (Kohärenzgefühl).
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen herz-
lich: "Bleiben Sie gesund!"

Dr. med Elmar Wilde

Der Facharzt informiert über: Präventionsmedizin von Dr. med Elmar Wilde

Vorsorge und mehr …
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"Hauptsache gesund" wünschen wir, wenn
ein Mensch geboren wird, und dann wieder
im hohen Lebensalter "vor allem Gesund-
heit". Das ist gut gemeint, denn der Satz
"Gesundheit ist nicht alles, aber ohne Ge-
sundheit ist alles nichts" (A. Schopenhauer)
beschreibt treffend den in der Medizinöko-
nomie so genannten Grenznutzen von Ge-
sundheit, das heißt: wenn wir genug davon
haben kümmern wir uns nicht darum. Und
damit sich das ändert, kämpfen Ärzte und
Apotheker, Pharmaindustrie und Medizin-
gerätehersteller, "Gesundheitskassen" und
Fernsehmagazine an allen Werbefronten um
das Geld der Gesundheitskonsumenten –
Gesundheit als Megamarkt und gigantisches
Geschäft mit den Ängsten der Menschen
vor dem Kranksein.
Gesundheit kann man aber nicht kaufen. Pa-
tienten und ihre Ärzte können sich aller-
dings darum bemühen, manchen Krankhei-
ten zuvorzukommen (Prävention). Am be-
sten gelingt dies bei Krebskrankheiten, die
definierte und gut erkennbare Vorstadien
entwickeln (Präkanzerosen). Unbestritten
ist daher der Wert der frauenärztlichen
Krebsfrüherkennungsuntersuchung am
äußeren Gebärmuttermund mit Abstrich auf
Krebsvorläuferzellen (Leistung der gesetzli-
chen Krankenversicherung für alle Frauen
einmal jährlich). Als Präventionsleistung

neu dazugekommen ist seit letztem Jahr
außerdem die Vorsorge-Darmspiegelung
beim Facharzt für Innere Medizin (für Män-
ner und Frauen einmal ab dem 55. Lebens-
jahr), hierbei können Adenome der Dick-
darmschleimhaut (sog. Darmpolypen) als
mögliche Präkanzerosen gleich mit entfernt
werden. Bei einigen anderen Krebserkran-
kungen ist eine Früherkennung zwar theore-
tisch möglich, wegen eines zu geringen
Vorhersagewertes und/oder zu geringer
Treffsicherheit der dabei eingesetzten dia-
gnostischen Verfahren jedoch in der Medi-
zin umstritten: so führen die PSA-Bestim-
mung im Blut (zur Früherkennung von
Prostatakrebs) und das so genannte Mam-
mographie-Screening (Brustkrebs) bei Men-
schen, die gesund und beschwerdefrei sind,
mit falsch "positiven" Befunden oft zu
unnötiger Verängstigung und Belastung der
Betroffenen durch die veranlassten weiteren
diagnostischen Eingriffe, die sich im Nach-
hinein dann als unnötig herausstellen.
Um den großen Zivilisationskrankheiten
(Herzinfarkt, Diabetes, Arthrose, Kreuz-
schmerzen, Demenz und Depression)  zu-
vorzukommen (Primärprävention), hat die
Medizin das Konzept der Risikofaktoren
entwickelt: Das sind keine (!) Krankheitsur-
sachen sondern Merkmale oder Verhaltens-
weisen bisher gesunder Menschen, die das

Auftreten einer Krankheit mit einer ge-
wissen statistischen Wahrscheinlich-
keit begünstigen. Rauchen, Überge-
wicht (aber ebenso Untergewicht!) als
Folge unangemessener Ernährung so-
wie körperlicher und geistiger Bewe-
gungsmangel stellen die mit Abstand
wichtigsten Risikofaktoren für die ge-
nannten Erkrankungen dar. Und das
bedeutet: Prävention heißt Lebensstil
ändern!
Weitere spezielle Risikofaktoren be-
ziehen sich dann auf einzelne Krank-
heiten. So ermöglicht beispielsweise
die Bestimmung der Cholesterinfrak-
tionen im Blutserum zusammen mit
dem Blutdruck und Blutzucker, einem
etwaigen familiären Risiko und weite-
ren Merkmalen (z.B. Gewichtsindex
oder Fettverteilung) eine relative ge-
naue Risikoberechnung für die korona-
re Herzkrankheit. Wenn beim Gesund-
heits-Check-up (Kassenleistung alles
zwei Jahre ab dem 35.Lebensjahr) oder
bei einer anderen Routineuntersuchung
(z.B. beim Betriebsarzt) bereits krank-
hafte Veränderungen aufgefallen sind
(z.B. erhöhte Blutdruck- und Blut-
zuckerwerte), dann ist im Rahmen der
Sekundärprävention eine gezielte indi-
viduelle Risikobeeinflussung über die

genannten primärpräventiven Maßnahmen
hinaus möglich, beispielsweise die Verord-
nung eines Medikamentes. Aber auch wenn
bereits Organerkrankungen vorliegen ist es
noch möglich, durch Maßnahmen der Ter-
tiärprävention Krankheitsrückfällen und
Folgeerkrankungen vorzubeugen, z.B.
durch hochdosierte medikamentöse Chole-
sterinsen-kung beim Infarktpatienten.  
Eine angemessene Präventionsberatung
gehört zu den Aufgaben des Hausarztes,
auch um seine Patienten vor unnötigen me-
dizinischen Maßnahmen zu schützen. So
sind beispielsweise ausreichende kalzium-
reiche Ernährung, viel Sonnenlicht, Rauch-
verzicht und tägliche leichte Muskelkraftü-
bungen für die allermeisten Frauen nach den
Wechseljahren viel bedeutsamer zur
Prävention einer Osteoporose als eine so ge-
nannte Knochendichtemessung oder die me-
dikamentöse Hormonersatztherapie.
Außer den schon erwähnten Krebsfrüher-
kennungsuntersuchungen und dem sog. Ge-
sundheits-Check-up umfasst das Angebot
der gesetzlichen Krankenversicherung zur
Prävention noch die Untersuchungen U1 –
U9 beim Kinderarzt, die Jugendgesundheit-
suntersuchung J1 (12 – 14 Jahre) sowie die
Untersuchungen der Schwangerenvorsorge.
Über Schutzimpfungen wurde bereits in ei-
ner früheren Folge an dieser Stelle infor-

miert.
Darüber hinaus hat die Bundesregierung
derzeit ein eigenständiges Präventionsge-
setz in Arbeit, das vor allem die Gesund-
heitsförderung in Kindergarten und Schule
(Ernährung und Bewegung) und im Arbeits-
leben (rückengerechtes Verhalten) verbes-
sern soll.
Was – unabhängig von Präventions-
bemühungen und dem Fehlen von Risiko-
faktoren – die Menschen aber wirklich ge-
sund erhält, ist in der Medizin leider bisher
nicht systematisch untersucht worden. Je-
doch haben Gesellschaftswissenschaftler in
den letzten Jahren Merk-male von Men-
schen identifiziert, denen es gelungen ist,
was wir alle möchten, nämlich gesund alt zu
werden. Dabei ergaben sich sieben Gesund-
heitsfaktoren: stabile Partnerschaft, Nich-
trauchen, Freude an Bewegung, Normal- bis
leichtes Übergewicht, stabiles Selbstwertge-
fühl, Interesse an Bildung, keine (!) regel-
mäßige Medikamenteneinnahme.
Vom Baby- bis ins Greisenalter kann Ge-
sundheit am ehesten entstehen (Salutogene-
se), wenn Menschen ihr Leben verstehen
und bewältigen und als sinnvolle Herausfor-
derung begreifen (Kohärenzgefühl).
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen herz-
lich: "Bleiben Sie gesund!"

Dr. med Elmar Wilde
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Die Experten-Information: WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT ARBEITSRECHT

Gut beraten durch den Rechtsanwalt

Bisher konnten Arbeitgeber und
Arbeitnehmer einvernehmlich
den Arbeitsvertrag auflösen. 
Zu beachten war in der Regel
nur die Einhaltung der Kündi-
gungsfrist und der Umstand,
dass eine arbeitgeberseitige
Kündigung einer anschließen-
den Abwicklungsvereinbarung
vorauszugehen hatte, um eine
bis zu 3 Monaten dauernde
Sperrzeit des Arbeitslosengeldes
zu vermeiden. 
Diese hingenommene, aber auch
gewollte Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses seitens des
Arbeitnehmers war der Agentur
für Arbeit seit jeher ein Dorn im
Auge. 
Nunmehr hat das Bundessozial-
gericht in einer Entscheidung
vom Dezember 2003 genau die-
se gewollte Regelung als Sperr-
zeittatbestand festgestellt: da-
nach löst der Arbeitnehmer das
Arbeitsverhältnis (verschuldet),
wenn er nach Ausspruch einer
Kündigung des Arbeitgebers mit
diesem innerhalb der Frist für
die Erhebung der Kündigungs-
schutzklage (3 Wochen nach
Erhalt der Kündigung) eine Ver-
einbarung  über die Hinnahme
der Kündigung trifft, also einen
Abwicklungsvertrag abschließt.
Dies gelte nur nicht, wenn die
Kündigung des Arbeitgebers ob-
jektiv rechtmäßig war, was
wohl der Arbeitnehmer bewei-
sen müsste, will er eine Sperr-
zeit seines Arbeitslosengeldes
vermeiden.
Die Bedeutung dieser Entschei-
dung ist für die Arbeitsver-
tragsparteien immens: soll nun
der Arbeitgeber eine mögliche
Abfindung an den Arbeitnehmer
erhöhen, um den Verlust des
Arbeitslosengeldes auszuglei-
chen? Muss sich der Arbeitneh-
mer grundsätzlich gegen eine
Kündigung mit Klage wehren,
um eine Sperrzeit zu vermei-
den?

Fakt ist nur, dass eine außerge-
richtliche, einvernehmliche Be-
endigung des Arbeitsverhältnis-
ses für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer schlichtweg nunmehr
die falsche und sogar kostspie-
ligste Lösung sein wird. Ledig-
lich die Hinnahme einer Arbeit-
geberkündigung ohne Klage
bleibt ohne Folgen, allerdings
auch ohne Abfindung, die den
Verlust des Arbeitsplatzes halb-
wegs verschmerzbar macht.
Das Bundessozialgericht weist in
einem kurzen Satz daraufhin,
dass möglicherweise gerichtli-
che Vergleiche, die das Arbeits-
verhältnis beenden, keine
Sperrzeit auslösen -dies aber
nur ohne vorherige Absprache
der Arbeitsvertragsparteien!
(wobei das Gegenteil wohl die
Agentur für Arbeit beweisen
müsste).
Eine weitere Möglichkeit das
Arbeitsverhältnis zu beenden
ohne auf eine Abfindung zu
verzichten, wäre nur die Hin-
nahme einer Kündigung, die seit
Januar 2004 mit einem Abfin-
dungsangebot versehen sein
kann. 
Bei dieser neuen Vorschrift im
Kündigungsschutzgesetz nimmt
der Arbeitnehmer das Abfin-
dungsangebot an, indem er sich
nicht gegen die Kündigung
wehrt und die Frist zur Erhe-
bung der Kündigungsschutzkla-
ge verstreichen lässt.
Hierbei stellt schließlich die
Hinnahme einer Kündigung kei-
ne aktive Handlung des Arbeit-
nehmers zur Beendigung seines
Arbeitsverhältnisses dar.
Ob und welche Möglichkeit Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer am
sinnvollsten wählen, um ver-
nünftige und vor allem wirt-
schaftliche Lösungen zu errei-
chen, bedarf rechtzeitiger und
eingehender Beratung durch ar-
beitsrechtlich versierte und er-
fahrene Fachanwälte.

„Haftung des WEG-Verwalters“
Obwohl die Tätigkeit eines Verwalters hohe An-
forderungen an seine wirtschaftliche und recht-
liche Sachkunde stellt, ist eine bestimmte Aus-
bildung oder ein Qualifikationsnachweis gesetz-
lich nicht vorgeschrieben. Jedermann kann als
Wohnungseigentumsverwalter tätig werden. Die
meisten der Aufgaben und Befugnisse des Ver-
walters sind in § 27 Abs. 1 und 2 WEG-Gesetz
geregelt. 
Die Haftung des Verwalters gegenüber den
Wohnungseigentümern kann sich entweder auf-
grund Verletzungen aus dem Verwaltervertrag
oder aus sog. unerlaubter Handlung ergeben. 
Danach ist zum einen der Verwalter den Woh-
nungseigentümern bei schuldhafter Verletzung
seiner Verpflichtungen aus dem Verwalterver-
trag zum Schadensersatz verpflichtet. Sofern
der Verwaltervertrag keine zusätzlichen Pflich-
ten festlegt, hat der Verwalter die ihm im WEG-
Gesetz auferlegten Pflichten zu erfüllen. Ge-
schieht dies verspätet, gar nicht oder schlecht,
so haftet er entweder aus Verzug bzw. aus einer
Pflichtverletzung heraus. 
Voraussetzung dafür ist immer, daß die Pflicht-
verletzung schuldhaft war, d. h. vorsätzlich oder
fahrlässig im Sinne des § 276 Abs. 1 Satz 1 BGB.
Fahrlässig handelt ein Verwalter dann, wenn er
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht
läßt. Maßstab ist dabei die Sorgfalt, die ein
durchschnittlicher und gewissenhafter Verwal-
ter bei der zu erfüllenden Aufgabe angewandt
hätte. Zu berücksichtigen ist dabei auch, ob der
Verwalter auf bestimmten Gebieten besondere
Sachkunde hat. Da der Verwaltervertrag auch

Dienstvertragscharakter besitzt, schuldet der
Verwalter den Wohnungseigentümern aber nur
die sorgfältige Leistung der vereinbarten Dien-
ste, nicht dagegen die Herbeiführung eines be-
stimmten Erfolges. 
Es besteht allerdings für den Verwalter die Mög-
lichkeit, sog. haftungsbeschränkende Vereinba-
rungen abzuschließen. Danach kann eine Haf-
tung mit Ausnahme der Haftung für eigenes
vorsätzliches Verhalten vertraglich ausgeschlos-
sen oder auf bestimmte Höchstsummen be-
schränkt werden. Voraussetzung für einen Scha-
densersatzanspruch aus einer Vertragsverlet-
zung gegen den Verwalter ist allerdings immer,
daß die konkrete Pflichtverletzung für den
Schaden ursächlich ist. 
Nachträglich kann die Pflicht zum Schadenser-
satz durch einen Beschluß der Wohnungsei-
gentümer über die Entlastung des Verwalters
ausgeschlossen werden. Ein solcher Entla-
stungsbeschluß berührt allerdings nicht indivi-
duelle Schadensersatzansprüche eines Woh-
nungseigentümers gegen den Verwalter. Wird
durch eine schuldhafte Pflichtverletzung ein
Schaden verursacht, so muß der Verwalter ihn
nach Maßgabe der §§ 249 ff. BGB ersetzen. 
Neben der Haftung aus dem Verwaltervertrag
kommt auch eine Haftung des Verwalters aus
sog. unerlaubter Handlung gemäß den §§ 823 ff.
BGB in Betracht. Dies ist dann der Fall, wenn der
Verwalter schuldhaft gemeinschaftliches Eigen-
tum beschädigt oder Gelder der Gemeinschaft
veruntreut. Ein häufiger Fall der Haftung des
Verwalters aus unerlaubter Handlung wird die
Verletzung einer ihm obliegenden Verkehrssi-

cherungspflicht sein. Ein Schadensersatzan-
spruch gegen den Verwalter kommt z. B. in Be-
tracht, wenn dieser 
- die Jahresabrechnung so mangelhaft erstellt,

daß die Wohnungseigentümer einen Sachver-
ständigen einschalten müssen;

- erforderliche Maßnahmen zur Instandhaltung
oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums nicht oder verspätet durchführt;

- die ihm obliegende Verkehrssicherungspflicht
verletzt, indem er z. B. nicht oder nicht recht-
zeitig bei Glatteis streut; 

- Ansprüche der Wohnungseigentümer, deren
Geltendmachung er übernommen hat, ver-
jähren läßt;

- es schuldhaft unterläßt, die Wohnungsei-
gentümer vor Ablauf der Verjährungsfrist auf
Baumängel hinzuweisen; die Hinweispflicht
entfällt nur dann, wenn die Baumängel bereits
allen Wohnungseigentümern bekannt sind;

Allein aus diesen Beispielen wird erkennbar, daß
der o. g. allgemeine Haftungsmaßstab von der
Rechtssprechung nach und nach verwalterspe-
zifisch ausgeformt worden ist. Der Verwalter hat
demnach diejenige Sorgfalt aufzubringen, die
ein Eigentümer bei der Selbstverwaltung seines
Eigentums walten lassen würde. Jeder Verwalter
dürfte daher gut beraten sein, mit der entspre-
chenden genannten Sorgfalt seine Aufgaben ge-
genüber den Wohnungseigentümern zu erfüllen.
Dies sollte nicht nur in seinem eigenen Interesse
liegen, sondern auch im Hinblick auf die Erfül-
lung seiner Aufgaben gegenüber der Woh-
nungseigentümergemeinschaft der Maßstab
sein.  Rechtsanwalt Frank Wodsack Rechtsanwalt Michael Schulz

Das Ende des Abwicklungsvertrages?

Folgende Themen sind geplant:
■ Familienrecht      ■ Urheberrecht

Folgendes Thema ist geplant:
■ Rübenkampagne – vorsichtig fahren!

Erscheinungstermin: 14. Oktober 2004
Anzeigenschluss: 6. Oktober 2004
Folgende Themen sind u. a. geplant:
■ Bewegung in der Natur . . .
■ Generationenhaus
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Im Oktober ist es wieder so weit: Vom
1. bis 31. 10. können Autofahrer ko-
stenlos die Beleuchtung ihrer Fahrzeu-
ge in den Kfz-Meisterbetrieben über-
prüfen lassen. Bundesverkehrsminister
Dr. Manfred Stolpe (Mitte) präsentierte
als Schirmherr der Verkehrssicherheit-
saktion gemeinsam mit Rolf Leuchten-
berger, Präsident des Deutschen Kfz-
Gewerbes, das Plakat für den Lichttest
´04. Es weist auf die Beleuchtungsakti-
on mit dem Schwerpunkt „Nebel-
schlussleuchte“ zu Beginn der dunklen
Jahreszeit hin. Die von ADAC-Vizeprä-
sident Werner von Scheven vorgestellte
Plakette zeigt, wie der Aufkleber an der
Windschutzscheibe aussieht, den man
nach erfolgreich absolvierter Prüfung
der Lampen seines Autos erhält. Auch
im Oktober 2004 erwarten die Veran-
stalter wieder über zehn Millionen Au-
tofahrer für den unentgeltlichen Servi-
ce in den Kfz-Meisterbetrieben und
Prüfstellen der Automobilclubs und
Überwachungsorganisationen.

Die einen sind „Blender“, die ande-
ren „Einäugige“. Beide tauchen im
Herbst vermehrt auf und stellen ei-
ne Gefahr für den Straßenverkehr
dar. Gemeint sind damit - im Jar-
gon der Kfz-Mechatroniker - Auto-
fahrer, die entweder mit defekten
oder falsch eingestellten Schein-
werfern unterwegs sind. Um das zu
verhindern führen auch die Mei-
sterbetriebe der Kfz-Innung Hil-
desheim Nord in diesem Jahr wie-
der den so genannten „Lichttest“
durch - und das bereits zum 48.
Mal.
Wie dringend der Lichttest nötig
ist, zeigen immer wieder die er-
schreckenden Ergebnisse: Bei weit
mehr als einem Drittel aller über-
prüften Autos sind Scheinwerfer,
Blinker oder Rücklichter nicht in
Ordnung! Häufig defekt sind aus-
gerechnet die Scheinwerfer. Viele
Autofahrer sind auch mit falsch
eingestellten Scheinwerfern unter-
wegs. Wer in so einem Auto sitzt,
merkt selbst davon meist nichts,
wer entgegen kommt, wird jedoch
geblendet. Gefährlich ist es für bei-
de Autofahrer. Laut Statistik ist
ein Defekt an der Beleuchtung die
zweithäufigste technische Ursache
für Unfälle.
In den Meisterbetrieben der Kfz-
Innung Hildesheim-Nord können
Autofahrer daher ihre Beleuch-
tungsanlage vom 1. bis zum 31. Ok-
tober kostenlos überprüfen lassen. 

Lichttest 2004 startet wieder im Oktober:

Sicheres Autofahren im Herbst

Erscheinungstermin: 29. Oktober 2004
Anzeigenschluss: 27. Oktober
Folgende Themen sind geplant:
■ Präsentation ausgewählter Restaurants
■ Preisausschreiben

Erscheinungstermin:
22. Oktober 2004

Anzeigenschluss:
20. Oktober 2004

Folgendes Themen ist geplant:
■ Gefäßuntersuchung (Dr. Joachim Thum)

Erscheinungstermin: 10. November 2004
Anzeigenschluss: 29. Oktober 2004

Erscheinungstermin:
15. Oktober 2004

Anzeigenschluss:
13. Oktober 2004


